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Der 36 Jahre alte Bundestags-
abgeordnete Florian Pronold
ist neuer Vorsitzender der bay-
erischen SPD. Ein Landespar-
teitag in Weiden in der Ober-
pfalz wählte Pronold am
Samstag mit 89,4 Prozent der
Stimmen zum Nachfolger von
Ludwig Stiegler. Neue Gene-
ralsekretärin der Landes-SPD
wurde mit dem Rekordergeb-
nis von 93,6 Prozent Natascha
Kohnen. Die SPD in Bayern
kämpft nach einem Ergebnis
von nur 12,9 Prozent bei der
Europawahl gegen den Sturz
in die Bedeutungslosigkeit.
Pronold ist ihr unangefochte-
ner Hoffnungsträger. Er führt
bereits die bayerische SPD-
Landesgruppe im Bundestag
und sitzt im SPD-Bundesvor-
stand.

Integration bleibt eine Illusion
Was politisch gewollt ist, ist in der Realität noch lange nicht umgesetzt. Das zeigt der Behindertenbericht der Bundesregierung

Miguel Sanches

Berlin. Deutschland ist weit
entfernt vom Leitbild des ge-
meinsamen Lernens von Kin-
dern und Jugendlichen mit
und ohne Behinderung. In der
Schule klappt schon nicht,
was später im Berufsleben und
im Alltag selbstverständlich
sein sollte und politisch ange-
strebt wird. Wie sehr Wunsch
und Wirklichkeit auseinander
klaffen, zeigt der „Behinder-
tenbericht”, den die Bundesre-
gierung diese Woche in Berlin
vorlegen will.

Welche Schule besucht die
Mehrheit der behinderten
Kinder?
84,3 Prozent besuchen die
Förderschule. Von den
484 000 behinderten Schülern
besuchen 15,7 Prozent eine
allgemeine Schule. 77 Prozent
verlassen die Förderschule im
übrigen ohne einen Haupt-
schul- oder höher qualifizier-
ten Abschluss. In zehn von 16
Bundesländern hat fast jeder
zweite Förderschüler nicht
einmal die Möglichkeit, den
Hauptschulabschluss zu ma-
chen.

Was läuft falsch?
Die integrative Beschulung ist
das Idealziel, das sich aus dem
UN-Übereinkommen vom
Dezember 2006 über die
Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen ableiten lässt. Bis
heute aber diskutiert die Kul-
tusministerkonferenz darüber,
ob und wie sie die Empfehlun-
gen zur Sonderpädagogik vom
Mai 1994 fortschreiben soll.

Dauert es immer so lange?
Ja, das UN-Abkommen ist ein
gutes Beispiel dafür. Als es im
Dezember 2006 beschlossen
wurde, gehörte Deutschland
zu den Erstunterzeichnern.
Als es im März 2009 endgültig
ratifiziert wurde, war Deutsch-
land der 50. Vertragsstaat. Im
Vorwort zum Behindertenbe-
richt erklärt Sozialminister
Olaf Scholz (SPD), dass die
Regierung einen nationalen
Aktionsplan zur Umsetzung
der UN-Beschlüsse „in Be-
tracht zieht”. Im Klartext: Das
soll die nächste Regierung ma-
chen, frühestens 2010.

„Die Lücke schließen” – Hagener Berufsschüler bei einer künstlerischen Annäherung an das Thema Integration von Behinderten. Teilhabe und
Selbstbestimmung behinderter Menschen gestaltet sich aber noch immer problematisch. Foto: Kleinrensing

Wo geht es voran?
Die Grundeinstellung hatte
sich schon unter Rot-Grün
verändert. Es geht nicht mehr
um Schutz - die Teilhabe und
Selbstbestimmung behinder-
ter Menschen ist die neue Leit-
idee. Die letzte Reform der
Pflegeversicherung brachte ei-
ne Verbesserung, insbesonde-
re für geistig Behinderte.

Wie läuft das „Persönliche
Budget”?
Mit dem Persönlichen Budget
wird den Betroffenen statt
Sachleistungen Geld gutge-
schrieben, damit sie selbst ent-
scheiden, wann, wo, wie und
von wem sie ihre Leistungen
erhalten möchten. Es ist eine
wichtige Neuerung, aber erst
10 000 haben das Persönliche
Budget beantragt. Es ist auch
nach eineinhalb Jahren zu we-
nig bekannt. Die 529 Gemein-
samen Servicestellen, die ei-
gentlich durch den Bürokra-
tiedschungel führen sollten,
stehen in der Kritik.

Was läuft falsch?

Die erhoffte trägerübergrei-
fende Beratung leidet daran,
dass sie nur von den Kranken-
kassen (306 Stellen) und von
den Rentenkassen (195 Stel-
len) ernst genommen wird.
Die Agentur für Arbeit, die So-
zialämter und die Träger der
Unfallversicherung verfügten
allenfalls vereinzelt über sol-
che Servicestellen. Anders als
vom Gesetzgeber gewollt, sei-

„fehlende Qualifizierung” der
Mitarbeiter sowie „die man-
gelnde Barrierefreiheit von
Servicestellen”.

Wie schlagen sich die Behin-
derten auf dem Arbeitsmarkt
durch?
Der Bericht beleuchtet die Jah-
re 2005 bis 2008 - vor der Kri-
se. Bis 2008 war die Entwick-
lung positiv. Die Beschäfti-
gung stieg, die Arbeitslosigkeit
nahm ab, freilich langsam. Die
Arbeitslosigkeit ging allge-
mein um fast 33 Prozent zu-
rück, bei den schwerbehinder-
ten Menschen nur um 14 Pro-
zent.

Im Schnitt waren 2008 rund
154 400 Schwerbehinderte ar-
beitslos gemeldet. Die Zahl der
beschäftigungspflichtigen Ar-
beitgeber ist innerhalb von
drei Jahren von 40 000 auf
30 000 im Jahr 2006 gesunken.
Anders gesagt: 30 000 Unter-
nehmen zahlen lieber eine Ab-
gabe als Behinderte zu be-
schäftigen. Insgesamt wurden
2006 genau 787 912 Behinder-
te in der freien Wirtschaft be-

schäftigt. Die Beschäftigungs-
quote lag bei 4,3 Prozent, im
öffentlichen Dienst bei 5,9
Prozent. Dann kam die Krise...

Wie sind die bisherigen Er-
fahrungen mit dem Anti-Dis-
kriminierungsgesetz (ADG)?
Zwiespältig. Die Warnung der
Unternehmen vor einer Klage-
welle war unbegründet. Im
August 2008 waren erst 251
Entscheidungen zum ADG bei
den Arbeitsgerichten gefallen.
Lakonisch stellt die Regierung
fest: „Dies ist gemessen an den
jährlich insgesamt 615 000 ar-
beitsgerichtlichen Klagen eine
sehr geringe Zahl.” Aber: Die
Verbände und die Betroffenen
monieren eine diskriminieren-
de Praxis insbesondere im
Tourismus- und Versiche-
rungsbereich.

Im Klartext: Mit Hinweis
auf eine Behinderung wird et-
wa eine private Krankenversi-
cherung verweigert. Die
Durchsetzung des ADG erwei-
se sich „in der Praxis als sehr
mühsam und schwierig”, heißt
es im Bericht. NRZ

Viele Betriebe zahlen
lieber, statt Behinderte
einzustellen

en die Servicestellen nicht „als
gemeinsame Aufgabe” wahr-
genommen worden, heißt es
im Regierungsbericht.

Was sagen die Betroffenen?
Von den Behindertenverbän-
den wurde in der Vergangen-
heit die geringe Zusammenar-
beit der Rehabilitationsträger
ebenso kritisiert wie der „ge-
ringe Bekanntheitsgrad”, die

Kraft verklagt
CDU wegen
Kampagne
Düsseldorf. Seit Monaten
lässt NRW-Ministerpräsident
Jürgen Rüttgers (CDU) seine
SPD-Kontrahentin Hannelore
Kraft über die Partei mit einer
„Kraftilanti”-Kampagne trak-
tieren. Hauptthema: Die an-
geblich unzureichende Ab-
grenzung der NRW-SPD zur
Linkspartei. Nun werden erst-
mals Richter darüber entschei-
den, ob die Union mit ihrer
jüngsten „Kraftilanti”-Aktion
die zulässige Grenze der Ver-
letzung eines politischen Geg-
ners überschritten hat.

Alle NRW-Landtagsabge-
ordneten, zahlreiche Journa-
listen und viele SPD-Funktio-
näre erreichte eine - von der
NRW-CDU zugleich via Inter-
net virtuell verbreitete - Post-
karte, die den Titel „Kraftilan-
tis Lebenslauf-Lüge” trägt. Da-
rauf wird der SPD-Chefin un-
terstellt, sie habe ihre Vita im
Internet „zensiert” - durch
Streichung des Namens eines
früheren Arbeitgebers, der vor
Jahren in einen Skandal verwi-
ckelt gewesen sein soll.

Anhörung vor dem
Oberlandesgericht

Kraft hat die CDU auf Un-
terlassung verklagt. Der Lü-
gen- und Zensurvorwurf sei
absurd, weil besagter Arbeitge-
ber lediglich auf ihrer privaten
Homepage, nicht aber in ihren
Lebensläufen auf den offiziel-
len Seiten des Landtags und
der NRW-SPD verschwunden
sei. Das Oberlandesgericht
Köln hat dazu für Mittwoch ei-
ne Anhörung angesetzt.

Die Unterlassungsklage ist
SPD-intern umstritten, nie-
mand kann voraussagen, wer
am Ende der Sieger sein wird.
Und die NRW-CDU hat ange-
kündigt, sie werde ihre „Krafti-
lanti-Kampagne in jedem Fall
unbeirrt fortsetzen”. cm

Hannelore Kraft Foto: Blaszczyk

RÜCKBLENDE
13. Juli 1960. Der Parteitag der
Demokratischen Partei nomi-
niert im ersten Wahlgang John
F. Kennedy, Senator aus Mas-
sachusetts, als Kandidat für die
US-Präsidentschaftswahlen.
Der erst 43-jährige Kennedy
ist vier Jahre zuvor bei seiner
Bewerbung um das Amt des
Vize-Präsidenten gescheitert.
Jetzt gilt seine Nominierung
bereits im Vorfeld als gesi-
chert, als er sich gegen seine
Konkurrenten durchsetzt: Se-
nator Hubert H. Humphrey,
den demokratischen Frakti-
onsführer im Senat Lyndon B.
Johnson und den zwei Mal er-
folglosen Präsidentschafts-
kandidaten Adlai Stevenson.
Kennedy beruft Johnson zum
Kandidaten für die Vize-Präsi-
dentschaft. Nach einem erst-
mals durch das Fernsehen
stark mitbeeinflussten Wahl-
kampf wird Kennedy die Wahl
am 8. November gegen seinen
republikanischen Kontrahen-
ten, US-Vizepräsident Ri-
chard M. Nixon, gewinnen
und 1961 als jüngster und ers-
ter katholischer Präsident ins
Weiße Haus einziehen.

Zehntausende Opfer
von Kinderhandel
Marc-André Podgornik

Dortmund/Brüssel. In Europa
werden Zehntausende Kinder
pro Jahr Opfer von Menschen-
handel. Diese Einschätzung
geht auf Experten der Grund-
rechteagentur der EU in Brüs-
sel zurück. „Der Kinderhandel
in der EU und an ihren Gren-
zen ist ein ernstes Problem”,
sagte deren Direktor, Morten
Kjaerum, bei der Vorstellung
einer ersten europaweiten Stu-
die. Die Experten gehen sogar
von bis zu 100 000 Opfern
jährlich aus, genaueres Daten-
material zu der Problematik
gibt es nicht. Die Täter tarnen
sich gut. Laut Unicef-Sprecher
Rudi Tarneden ist der Kinder-
handel auch in Deutschland
ein Problem. WR

Serbien fordert
Verurteilung
von Karadzic
Srebrenica. Zum 14. Jahrestag
des Massakers im ostbosni-
schen Srebrenica hat Serbien
die Verurteilung der Haupttä-
ter, Radovan Karadzic und
Ratko Mladic, als Vorausset-
zung für Versöhnung auf dem
Balkan bezeichnet. Prozesse
gegen den früheren bosni-
schen Serbenführer und sei-
nen noch flüchtigen Komman-
deur seien eine wichtige Be-
dingung für dauerhaften Frie-
den in der Region, erklärte der
serbische Regierungschef Mir-
ko Cvetkovic am Samstag.

In Srebrenica gedachten
mehr als 20 000 bosnische
Muslime der Opfer des Mas-
sakers vom Juli 1995. Damals
waren bosnisch-serbische Mi-
lizen in die UN-Schutzzone
Srebrenica einmarschiert und
hatten an den leicht-bewaffne-
ten niederländischen Blau-
helmsoldaten vorbei rund
8000 Muslime, vorwiegend
Männer und Jungen, ver-
schleppt und getötet.

Bei der Zeremonie auf dem
Erinnerungsfriedhof in Poto-
cari unweit der Kleinstadt
wurden weitere 534 identifi-
zierte Opfer im Alter von 14
und 75 Jahren beigesetzt. Das
Massaker von Srebrenica gilt
als das schwerste in Europa
seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs. afp

Arbeitslosigkeit als Gefahr für die Demokratie
Politikwissenschaftler warnt: Erwerbslose wenden sich allzuoft von der Politik ab - und die Politik von ihnen. Mit fatalen Folgen

Stephan Hermsen

Essen. Arbeitslosigkeit demo-
ralisiert und entpolitisiert –
und gefährdet so langfristig die
Stabilität der Demokratie. Das
ist die Schlussfolgerung des
Politikwissenschaftlers Thors-
ten Faas. Wer arbeitslos ist,
verliert das Vertrauen in die
Politiker und das Interesse an
politischen Fragen und zwei-
felt am Ende sogar an der
Funktionsfähigkeit der Demo-
kratie, so der Wahlforscher.

Eine weitere These des jun-
gen Wissenschaftlers: Hohe
Arbeitslosigkeit schadet der
SPD – vor allem, wenn sie in
der Regierung ist. Die SPD sei
in den Milieus, in denen Ar-
beitslosigkeit gehäuft auftritt,
eher überrepräsentiert. Des-
wegen schadet ihr die über-
durchschnittlich hohe Wahl-
verweigerung der Arbeitslosen
besonders. Hinzu kommen
zwei weitere Faktoren: Die
SPD kann nicht – wie vor 1998
– von ihrem Bonus als Opposi-
tionspartei profitieren.

Wer als Arbeitsloser eine an-
dere Regierung will, wich in
der Vergangenheit gern nach
links aus, wenn die SPD an der
Regierung war. In den achtzi-
ger Jahren profitierten davon
die Grünen, so Faas, und in der

beitslosigkeit – ein Feld, das
nach seinen Angaben erstaun-
lich wenig beackert wird.
Trotz einer nach Millionen
zählenden Gruppe wird das
soziale Leben der Arbeitslosen
in der Forschungslandschaft
wenig beachtet.

Faas’ Erkenntnisse: Zumin-
dest in Ostdeutschland ist di-
rekte und indirekte Arbeitslo-
sigkeit weit verbreitet – bei-
nahe jeder kennt jemanden,
der aktuell arbeitslos ist. „In
der ehemaligen DDR gab es
schon 1992 eine extrem hohe
Arbeitslosigkeit. Das war ver-
heerend für die Menschen, die
in einem Staat lebten, der das
Arbeitsethos hochhielt und in
dem es zumindest offiziell kei-
ne Arbeitslosen gab.”

Folge: Wer arbeitslos ist,
fühlt sich entwertet und häufig
schuldig, erfährt in vielen Fäl-
len Skepsis aus dem sozialen
Umfeld – ob er oder sie sich
denn auch ernsthaft um Arbeit
bemüht habe – und im politi-
schen Raum. „Das findet sich
in Formulierungen wie denen
vom ,Freizeitpark Deutsch-
land’. Auch in Formulierung
vom ,Fördern und Fordern’
schwingt mit, dass jeder, der
sich lange genug fordert, schon
etwas findet.”

Die De-Politisierung durch

Arbeitslosigkeit hat nach Faas’
Beobachtung zur Folge, dass
Arbeitslosigkeit auch nur noch
vordergründig politisches
Thema ist. „Politiker handeln
rational. Warum also sollten
sie sich um eine Klientel bemü-
hen, die ihnen keine Stimmen
bringt?”, fragt der Politikwis-
senschaftler. Dabei seien Ar-
beitslose in ihrem Leben viel
direkter von politischen Ent-
scheidungen abhängig als die
arbeitende Bevölkerung. Inso-
fern sei die Abkehr der Ar-
beitslosen von der Politik fatal,
so Thorsten Faas. NRZ

Unter Arbeitslosen ist die Wahlverweigerung überdurchschnittlich
hoch. Das schadet insbesondere der SPD. Foto: ddp

Gegenwart die Linkspartei.
Vor allem weil durch die
Hartz-IV-Gesetze das Ver-
trauen der Arbeitslosen in die
SPD-Politik umso stärker ge-
stört ist.

Kein Vertrauen in die SPD

Vor fünf Jahren sei es der
SPD noch gelungen, von die-
sen Auswirkungen der Agenda
2010 abzulenken, es sei die
Frage, ob das auch in diesem
Wahlkampf gelingen werde.
„Die Störung zwischen dieser

eher linken Bevölkerungs-
gruppe der Arbeitslosen und
der SPD ist massiv und mit
Steinmeier, Müntefering,
Steinbrück sind auch noch die
Leute aktiv, die damals die
Agenda 2010 mit durchgesetzt
haben. Das zu beseitigen,
schafft man nicht in zwei, drei
Monaten”, so der 35-Jährige.

Worauf fußen seine Er-
kenntnisse? Nun, Faas hat
sich die Wahlergebnisse der
letzten 30 Jahre genau angese-
hen und dazu soziologische
Untersuchungen über die Ar-

AUSGEZEICHNET
Dissertationspreis

� Für seine Doktorarbeit „Direkte
und indirekte Erfahrungen
von Arbeitslosigkeit und ihre
politischen Folgen in Ost-
und Westdeutschland” erhielt
Thorsten Faas jetzt in Essen
einen erstmals verliehenen
„Dissertationspreis Kulturwis-
senschaften” des Kulturwis-
senschaftlichen Instituts
(KWI). Faas’ Arbeit erhielt
den zweiten Preis (1500 Eu-
ro). Mit dem Preis will das
KWI junge Kulturwissenschaft-
ler in der Region fördern.

Netanjahu bietet
Abbas Gespräche an
Jerusalem. Israels Minister-
präsident Benjamin Netanja-
hu hat Palästinenserpräsident
Abbas ein erstes direktes Ge-
spräch über den stockenden
Friedensprozess im Nahen
Osten angeboten. Als Treff-
punkt schlug er den Wüstenort
Beerscheba nahe der Grenze
zum Gazastreifen vor. Anders
als sein Vorgänger Olmert, der
sich regelmäßig mit Abbas traf,
hat Netanjahu seit seinem
Amtsantritt im April erst ein-
mal mit dem Palästinenserprä-
sidenten telefoniert. afp
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